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Einleitung 

Einleitung 

Facebook, Twitter, YouTube und zahlreiche weitere sogenannte soziale 
Netzwerke haben unsere Art, miteinander zu kommunizieren, grundlegend 
verändert. Soziale Medien ermöglichen es jedem Menschen, sowohl vom 
heimischen Schreibtisch als auch von jedem beliebigen Ort der Welt aus 
Fotos, Videos, Informationen, Meinungen oder sonstige Inhalte zu veröffent-
lichen und damit in Sekundenschnelle ein großes Publikum ungeachtet aller 
Landesgrenzen mit seiner Botschaft zu erreichen. Die sonst gewohnte Flüch-
tigkeit einer mündlichen Äußerung, wie sie „offline“ typischerweise erlebt 
wird, ist auf sozialen Netzwerken nicht gegeben. Stattdessen wird der fragli-
che Inhalt perpetuiert. Damit kann dieser auch ganz unabhängig von den 
ursprünglichen Absichten des Urhebers konserviert und beliebig vervielfältigt 
werden, indem er beispielsweise kopiert, in Form eines Screenshots festge-
halten oder auf sonstige Weise offline abgespeichert und womöglich digital 
weitergegeben wird. Für die außergewöhnlich große Reichweite einer solchen 
Veröffentlichung sorgen insbesondere die spezifischen Verbreitungsmecha-
nismen in sozialen Medien: Durch Möglichkeiten wie das „Teilen“ eines 
Inhalts, das direkte Kommentieren, das Verlinken oder „Taggen“ weiterer 
Personen kann die Veröffentlichung schnell einer breiten Masse zugänglich 
gemacht werden. Die Kontrolle über einen einmal veröffentlichten Inhalt 
kann der veröffentlichenden Person dadurch leicht entgleiten. Zwar mögen 
die allermeisten solcher Äußerungen völlig harmlos und unproblematisch 
sein. Sollten auf diesem Wege jedoch die Persönlichkeitsrechte einer anderen 
Person verletzt werden, beispielsweise indem sie in ihrer persönlichen Ehre 
angegriffen wird oder entgegen ihrem Willen Informationen über sie preisge-
geben werden, bedeuten diese Kommunikationsmechanismen sozialer Medi-
en, dass sich diese Beeinträchtigung als dauerhaft und beständig und deshalb 
auch als besonders schwerwiegend gestalten kann. Aus diesem Grund erweist 
es sich für den Betroffenen in solchen Fällen häufig als zielführend, gegen 
den Betreiber der Plattform rechtlich vorzugehen, der dann gezielt identische, 
wortgleiche oder gar sinngleiche Veröffentlichungen identifizieren und sper-
ren kann. Dieser Weg ist auch gerade dann sinnvoll, wenn Veröffentlichun-
gen anonym getätigt werden oder eine große Zahl an Schädigern gegeben ist. 

Prägend für Persönlichkeitsrechtsverletzungen in sozialen Medien ist, dass 
es sich aufgrund der grundsätzlich unbegrenzten weltweiten Abrufbarkeit 
automatisch um grenzüberschreitende Fälle handelt. Die betroffene Person ist 
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daher zwangsläufig mit der Frage konfrontiert, nach welchem Recht sich die 
Zulässigkeit einer beeinträchtigenden Veröffentlichung bestimmt, und somit 
gegebenenfalls mit der Notwendigkeit der Ermittlung fremden Rechts. Dabei 
weisen die nationalen Rechtsordnungen wesentliche Unterschiede sowohl bei 
der Abwägung von Meinungs- und Pressefreiheit auf der einen und Persön-
lichkeitsschutz auf der anderen Seite als auch bei den an eine derartige Ver-
letzung geknüpften Rechtsfolgen auf. Der Frage nach dem anwendbaren 
Sachrecht kommt deshalb entscheidende Bedeutung zu. Aufgrund dieser 
hohen praktischen Relevanz möchte diese Arbeit der aufgeworfenen Proble-
matik umfassend nachgehen.  

Die Gestaltung einer deliktsrechtlichen Kollisionsnorm für Persönlich-
keitsrechtsverletzungen erweist sich jedoch als recht herausfordernd, wie 
nicht zuletzt an deren gescheiterten Harmonisierung auf europäischer Ebene 
zu erkennen ist.1 Eine zentrale Schwierigkeit ergibt sich daraus, dass alle 
Beteiligten in grundrechtlich geschützten Positionen betroffen sind. Es gilt 
also nicht nur jenes Recht zu ermitteln, zu dem die engste Verbindung be-
steht,2 und dabei insbesondere auf die Vorhersehbarkeit zu achten,3 sondern 
auch Meinungs- und Pressefreiheit mit den Persönlichkeitsrechten bereits auf 
kollisionsrechtlicher Ebene schonend miteinander in Ausgleich zu bringen.4 
Dabei sind die Kommunikationsfreiheiten und ihre Grenzen ein Themenkom-
plex, der tief mit dem kulturellen Selbstverständnis einer Gesellschaft verwo-
ben ist. Hinzu kommt, dass das Persönlichkeitsrecht als Rechtsgut geogra-
fisch nicht klar zu verorten ist, weil es schon per definitionem nicht greifbar 
ist. Gerade durch das Internet und dessen weltweite Abrufbarkeit ist dieses 
Problem für das IPR noch deutlich verschärft worden.  

Gleichwohl ist das Internet kein per se losgelöster Raum, sondern weist 
eine Vielzahl an räumlich lokalisierbaren Bezügen auf. Zwar gibt es Fälle, die 
sich vom Anlass über die anschließende gegebenenfalls verletzende Veröf-
fentlichung bis hin zu den Schädigungsfolgen vollständig im virtuellen Raum 
abspielen. Im Regelfall existiert jedoch eine Vielzahl an Verbindungen zu der 
konkreten Welt jenseits des Internets. Diese können beispielsweise darin 
bestehen, dass sich die Beteiligten bereits persönlich kennen, ihre Beziehung 
an einem realen Ort verankert ist, sie einen gemeinsamen Bekanntenkreis 
haben und dass sie soziale Medien lediglich als Kommunikationskanal nut-
zen. Eine Veröffentlichung kann aber auch durch ein konkretes, lokalisierba-
res Ereignis veranlasst sein oder sich inhaltlich mit einem Thema befassen, 

 
1 Art. 1 Abs. 2 lit. g Rom II-VO.  
2 v. Hein, in: MüKoBGB, 8. Aufl. 2020, Einl. IPR, Rn. 29; zum EU-IPR ebd., Rn. 32.  
3 Kegel/Schurig, Internationales Privatrecht, 9. Aufl. 2004, S. 139, 143; Kropholler, In-

ternationales Privatrecht, 6. Aufl. 2006, § 4 IV. 
4 BVerfG, Beschluss vom 04.05.1971 – 1 BvR 636/68, BVerfGE 31, 58 = NJW 1971, 

1509 (1510 f.). 
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das mit einem bestimmten Staat eng verknüpft ist. Soweit die betroffene Per-
son nicht anonym im Internet agiert, führt eine Persönlichkeitsrechtsverlet-
zung in sozialen Medien zudem regelmäßig zu Auswirkungen in deren Le-
bensalltag. Diese beispielhaft herausgegriffenen Aspekte zeigen, dass das 
Internet das Kollisionsrecht zwar vor Herausforderungen stellt und Grenz-
überschreitungen hier deutlich häufiger vorkommen. Im Regelfall weisen die 
Sachverhalte jedoch eine Vielzahl an Verbindungen zu verschiedenen Staaten 
auf, die für eine kollisionsrechtliche Anknüpfung fruchtbar gemacht werden 
können.  

Die Frage, welches Recht auf eine grenzüberschreitende Persönlichkeits-
rechtsverletzung Anwendung finden soll, beschäftigt Wissenschaft und 
Rechtsprechung bereits seit Langem und hat zu verschiedenen Lösungsansät-
zen geführt. Während sich die Diskussion zunächst auf Delikte, begangen 
durch Presse- oder Rundfunkunternehmen, fokussierte,5 erforderte die zu-
nehmende Bedeutung des Internets eine Neubetrachtung.6 Zuletzt hat die 
Möglichkeit des Geoblockings,7 womit jede Ländergrenze im Internet virtuell 
imitiert und die Abrufbarkeit so geografisch eingeschränkt werden kann, ein 
neues Licht auf die Thematik geworfen.8 Eine klare Linie lässt sich aber nicht 
feststellen, was sich auch im geltenden Recht äußert. Dieses zeichnet sich 
durch eine nur teilweise vollzogene Vereinheitlichung der tangierten Rechts-
bereiche auf europäischer Ebene aus: Während das Kollisionsrecht der Per-
sönlichkeitsrechtsverletzungen weiter den Mitgliedstaaten der EU überlassen 
bleibt (Art. 1 Abs. 2 lit. g Rom II-VO), vereinheitlicht Art. 7 Nr. 2 Brüssel Ia-
VO dagegen die Frage der internationalen Zuständigkeit bei Persönlichkeits-
rechtsverletzungen. Sollte der Beklagte aber seinen Wohnsitz nicht in einem 

 
5 EuGH, Urteil vom 07.03.1995 – C-68/93, ECLI:EU:C:1995:61, Fiona Shevill u.a. ./. 

Presse Alliance SA; BGH, Urteil vom 03.05.1977 – VI ZR 24/75, NJW 1977, 1590 – 
profil. Aus der Literatur siehe z.B. Fricke, Der Unterlassungsanspruch gegen Presseunter-
nehmen zum Schutze des Persönlichkeitsrechts im IPR, 2003; Schwiegel-Klein, Persön-
lichkeitsrechtsverletzungen durch Massenmedien im Internationalen Privatrecht, 1983; 
R. Wagner, Das deutsche internationale Privatecht bei Persönlichkeitsrechtsverletzungen, 
1986. 

6 EuGH, Urteil vom 25.10.2011 – C-509/09 u.a., ECLI:EU:C:2011:685, eDate Advertis-
ting GmbH ./. X u.a.; BGH, Urteil vom 29.03.2011 – VI ZR 111/10, NJW 2011, 2059 – 
Sieben Tage in Moskau; Urteil vom 02.03.2010 – VI ZR 23/09, BGHZ 184, 313 = NJW 
2010, 1752, Rn. 17 – New York Times. Aus der Literatur, z.B. v. Hinden, Persönlichkeits-
rechtsverletzungen im Internet, 1999; Lütcke, Persönlichkeitsrechtsverletzungen im Inter-
net, 1999; I. Roth, Die internationale Zuständigkeit deutscher Gerichte bei Persönlichkeits-
rechtsverletzungen im Internet, 2007. 

7 Dazu unten S. 12 f. 
8 EuGH, Urteil vom 03.10.2019 – C-18/18, ECLI:EU:C:2019:821, Eva Glawischnig-

Piesczek ./. Facebook Ireland Ltd; Urteil vom 24.09.2019 – C-507/17, ECLI:EU:C: 
2019:772, Google LLC ./. CNIL; Dregelies, Territoriale Reichweite von Unterlassungsan-
sprüchen, 2020. 
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Mitgliedstaat der EU haben (Art. 6 Brüssel Ia-VO), gilt das autonome Recht, 
in Deutschland also § 32 ZPO. Auch wenn alle tangierten Normen letztlich 
auf das Tatortprinzip rekurrieren und somit den Handlungs- und Erfolgsort 
einer Persönlichkeitsrechtsverletzung als entscheidende Anknüpfungsmomen-
te herausgreifen, besteht keine Einheitlichkeit. Denn der EuGH und der BGH 
bestimmen den Erfolgsort nach unterschiedlichen Kriterien.9 Das nach auto-
nomem Kollisionsrecht ermittelte anwendbare Recht – in Deutschland nach 
den Art. 40–42 EGBGB – wird wiederum vom Herkunftslandprinzip des 
Art. 3 eCommerce-RL überlagert, wonach die Anbieter von Telemedien-
diensten bei Vorliegen der Voraussetzungen keinem strengeren Recht als 
jenem in ihrem Niederlassungsstaat unterliegen dürfen. Außerdem zeichnet 
sich eine faktische kollisionsrechtliche Wirkung auch für Persönlichkeits-
rechtsverletzungen in den jüngsten Plänen der EU-Kommission ab, wonach – 
aufbauend auf der Rechtsprechung des EuGH10 – gerichtliche Anordnungen 
der Anbieter digitaler Dienste zum Vorgehen gegen illegale Inhalte in ihrer 
räumlichen Reichweite auf das „unbedingt erforderliche Maß“ begrenzt sein 
sollen.11 Schließlich bestehen auch im Datenschutzrecht Unklarheiten, da die 
Fragen des anwendbaren Rechts in der DSGVO nur unvollständig geregelt 
wurden.12  

Diese Arbeit möchte den bisherigen Diskurs in Rechtsprechung und Fach-
literatur aufgreifen und analysieren und dabei bislang zu wenig beachtete 
Aspekte hervorheben. Hierfür soll die Perspektive gezielt erweitert werden. 
Zu diesem Zweck werden soziale Medien als Kommunikationskanal in den 
Mittelpunkt der Betrachtungen gestellt. Denn dadurch wird der Kreis jener 
Personen, die in der Rolle des Schädigers oder des Geschädigten sein können, 
erweitert und der Blick so auf neue Gesichtspunkte gelenkt. Hiervon ausge-
hend wurde in dieser Arbeit daher eine breitere Betrachtungsweise gewählt, 
die auch vertragliche und datenschutzrechtliche Aspekte miteinbezieht. Bei 
Persönlichkeitsrechtsverletzungen in sozialen Medien treffen die hier behan-
delten Rechtsbereiche – internationales Vertragsrecht, Deliktsrecht und Da-
tenschutzrecht – zwangsläufig aufeinander und ergänzen sich funktional. Zu 
untersuchen ist daher, inwiefern eine Koordination dieser Bereiche möglich 
und nötig ist und wo ihr Grenzen gesetzt sind. Kollisionsrechtlich zu prüfen 
ist dabei insbesondere, wie sich das sich hier häufig ergebende Dreipersonen-

 
9 Dazu unter S. 175–194. 
10 EuGH, Urteil vom 03.10.2019 – C-18/18, ECLI:EU:C:2019:821, Eva Glawischnig-

Piesczek ./. Facebook Ireland Ltd; Urteil vom 24.09.2019 – C-507/17, ECLI:EU:C:2019: 
772, Google LLC ./. CNIL. Dazu unter S. 194–218 und S. 342–348. 

11 Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über ei-
nen Binnenmarkt für digitale Dienste (Gesetz über digitale Dienste) und zur Änderung der 
Richtlinie 2000/31/EG, 15.12.2020, COM(2020) 825 final, Art. 8 Abs. 2 lit. b. 

12 Dazu unter 349-370. 
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verhältnis auswirkt, das zwischen dem veröffentlichenden Nutzer, dem Opfer 
und dem Plattformbetreiber besteht. 

Persönlichkeitsrechtsverletzungen in sozialen Medien können Anlass dafür 
geben zu hinterfragen, ob das geltende Kollisionsrecht den Interessen und 
Erwartungen der potentiell Beteiligten einer Persönlichkeitsrechtsverletzung 
hinreichend gerecht wird. Denn faktisch haben soziale Medien die gewohnten 
Machtverhältnisse aufgehoben, die einer Persönlichkeitsrechtsverletzung im 
medialen Raum bislang typischerweise zugrunde lagen. So hat man bei Pres-
sefällen, die den Diskurs um die kollisionsrechtliche Behandlung der Persön-
lichkeitsrechtsverletzungen auch in Form von Internetdelikten lange be-
stimmten, doch sofort das Bild eines mächtigen und wohlhabenden Presseun-
ternehmens vor Augen, das private Informationen über eine Einzelperson 
preisgibt oder ihre Reputation nachhaltig schädigt. Pressefälle implizieren 
zum einen ein Machtgefälle und die daraus resultierende besondere Schutz-
bedürftigkeit des Geschädigten als Einzelperson und zum anderen ein profes-
sionell-wirtschaftliches Agieren des Schädigers, der mit dem beruflichen 
Risiko vertraut ist und von dem eine gewisse Sorgfaltspflicht und Rechts-
kenntnis erwartet werden kann. Durch soziale Medien hingegen kann jede 
und jeder potentiell gleichermaßen schädigen oder geschädigt werden, sodass 
die daraus entstehenden Konstellationen mannigfaltig sind. Insbesondere 
kann eine natürliche Person, die allein zu privaten Zwecken Inhalte veröffent-
licht, andere zu privaten Zwecken Handelnde, aber auch Prominente oder 
Unternehmen in ihren Persönlichkeitsrechten verletzen. So lässt sich bei-
spielhaft für die Beeinträchtigungen, die Nutzer sozialer Medien anderen 
natürlichen Personen zufügen können, ein Fall vor dem LG Würzburg anfüh-
ren: Damals verbreiteten mehrere Nutzer der Plattform Facebook ein Foto des 
aus Syrien geflüchteten Anas Modamani gemeinsam mit der damaligen Bun-
deskanzlerin Angela Merkel in dem Netzwerk, wobei der Betroffene anlasslos 
und völlig zu Unrecht als „Terrorist“ bezeichnet und für den Anschlag am 
Breitscheidplatz in Berlin im Jahr 2016 verantwortlich gemacht wurde.13 
Andererseits können etwa negative Nutzerkommentare auch empfindliche 
Schäden bei Wirtschaftsunternehmen auslösen wie im Falle der estnischen 
Bolagsupplysningen OÜ.14 Es braucht aber keineswegs eine Vielzahl an Nut-
zern, um in sozialen Medien eine Persönlichkeitsrechtsverletzung zu verursa-
chen. So kann es auch schon genügen, dass sich eine Nutzerin in einer Veröf-
fentlichung abfällig über einen ehemaligen Klassenkameraden äußert, den sie 
auf einem Klassentreffen wiedergesehen hat.15 Oder die Persönlichkeits-

 
13 LG Würzburg, Urteil vom 07.03.2017 – 11 O 2338/16 UVR, ZUM 2017, 437. 
14 EuGH, Urteil vom 17.10.2017 – C-194/16, ECLI:EU:C:2017:766, Bolagsupplysnin-

gen u.a. ./. Svensk Handel AB. 
15 BGH, Urteil vom 29.03.2011 – VI ZR 111/10, NJW 2011, 2059 – Sieben Tage in 

Moskau. 
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rechtsverletzung kann sich auch in einem vertraglichen Kontext abspielen; so 
beispielsweise, wenn ein Vertragspartner auf einer Vermittlungsplattform wie 
Ebay oder Airbnb nach der Vertragsabwicklung seinem Vertragspartner eine 
als unangemessen empfundene negative Bewertung hinterlässt.  

Diese Breite an Fallkonstellationen führt dazu, dass die Erwartungen und 
Interessen, die im Kollisionsrecht berücksichtigt werden müssen, anders ge-
lagert sind als bei typischen Pressefällen. Eine Sensibilität für das grenzüber-
schreitende Element und die damit einhergehende Konsequenz, dass fremdes 
Recht zur Anwendung berufen sein könnte, kann zwar bei Presseunternehmen 
aufgrund ihrer Professionalität vorausgesetzt werden. Bei Personen, die in 
ihrem privaten Alltag soziale Medien nutzen, ist dieses Bewusstsein aber 
gewiss nicht in gleichem Maße vorhanden. Wer als Privatperson in sozialen 
Medien etwas veröffentlicht, wird die Grenzen des Sagbaren intuitiv am ehes-
ten an jener Rechtsordnung ausrichten, in welcher er selbst sozialisiert ist. 
Gleichzeitig wiederum dürfte es aber auch jedem noch so unbedarften Inter-
netnutzer bekannt sein, dass die veröffentlichten Inhalte auch jenseits staatli-
cher Grenzen abrufbar sind. Zu prüfen ist also, inwiefern die Erwartung, an 
den individuell vertrauten rechtlichen Maßstäben gemessen zu werden, be-
rechtigt ist oder ob das dem Kommunikationsmittel innewohnende Risiko die 
Anwendung eines anderen Rechts rechtfertigen kann. Auf der anderen Seite 
steht der Geschädigte, der ebenfalls von seinem rechtlichen Umfeld geprägt 
ist und seine Erwartungen an die rechtliche Behandlung einer beeinträchti-
genden Veröffentlichung gleichermaßen am ehesten hieran ausrichten wird. 
Diese widerstreitenden Interessen müssen miteinander in Einklang gebracht 
werden im Wege einer Kollisionsnorm, die für beide Seiten Vorhersehbarkeit 
schafft. Auf Seiten der Betreiber sozialer Medien besteht wiederum anderer-
seits ein wirtschaftliches Interesse, alle Rechtsstreitigkeiten so weit wie mög-
lich einer einzelnen Rechtsordnung unterwerfen zu können. Dies gilt sowohl 
im Verhältnis zu den eigenen Nutzern als auch gegenüber Dritten, die sich 
von einer Nutzerveröffentlichung auf der Plattform verletzt sehen und nun 
den Betreiber rechtlich in Anspruch nehmen. Schließlich ist zu berücksichti-
gen, dass Veröffentlichungen Teil des öffentlichen Diskurses sind. Neben den 
unmittelbar Beteiligten tangiert der Komplex der Persönlichkeitsrechtsverlet-
zungen daher indirekt auch öffentliche Interessen. Die Entscheidung, dass 
etwas nicht veröffentlicht werden darf oder durfte, ist eben zugleich auch die 
Entscheidung, dass ein Inhalt nicht von Dritten zur Kenntnis genommen wer-
den kann. Die Informationsfreiheit Dritter ist in der Folge somit auch berührt 
und muss bei der Entwicklung einer Kollisionsnorm bedacht werden.  

Das Ziel dieser Arbeit ist es also, die Ermittlung des auf eine Persönlich-
keitsrechtsverletzung anwendbaren Rechts unter Berücksichtigung des Ver-
trags-, Delikts- und Datenschutzrechts de lege lata herauszuarbeiten, dieses 
an den Besonderheiten dieser Form der Kommunikation auf seine Funktiona-
lität und Angemessenheit hin zu messen und vor dem Hintergrund der Kom-
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plexität dieses Rechtsbereichs gezielte und sinnvolle Weiterentwicklungs-
möglichkeiten de lege ferenda aufzuzeigen, die eine höhere Rechtssicherheit 
und Rechtsklarheit in diesem Bereich schaffen und die Interessen und Erwar-
tungen der Beteiligten in einen angemessenen Ausgleich bringen können. 

 



   

Kapitel 1  

Einführung  

Im Rahmen dieser Einführung sollen die Grundlagen für die nachfolgenden 
Untersuchungen gelegt werden. Zu diesem Zweck werden zunächst der Un-
tersuchungsgegenstand – Persönlichkeitsrechtsverletzungen in sozialen Me-
dien – sowie die sich daraus ergebenden Beteiligtenverhältnisse näher umris-
sen (A.). Sodann folgt eine Darstellung der Ziele und Funktionen des IPR 
allgemein sowie deren Bedeutung für Persönlichkeitsrechtsverletzungen (B.). 
Zur Einbettung in die sachrechtliche Ausgestaltung des Persönlichkeitsschut-
zes und zur Unterstreichung der Relevanz des Kollisionsrechts in diesem 
Bereich wird ein knapper Überblick über das materielle Recht gegeben (C.). 
Schließlich soll der Gang der Arbeit skizziert werden (D.).  

A. Untersuchungsgegenstand  
A. Untersuchungsgegenstand 

Zunächst wird im folgenden Abschnitt dargestellt und eingegrenzt, womit 
sich diese Arbeit befasst. Dabei wird zuerst der Begriff der Persönlichkeits-
rechtsverletzung umrissen (I.). Sodann soll näher bestimmt werden, was im 
Sinne dieser Arbeit unter „Sozialen Medien“ zu verstehen ist und welche 
Besonderheiten mit dieser Nutzungsform des Internets gerade im Blick auf 
Persönlichkeitsrechtsverletzungen einhergehen (II.). Schließlich sollen die 
Verhältnisse zwischen den beteiligten Akteuren – der betroffenen Person, 
dem ursprünglichen Schädiger und dem Plattformbetreiber – einschließlich 
ihrer prägenden und modifizierenden Aspekte dargestellt werden (III.). 

I. „Persönlichkeitsrechtsverletzungen“  

Das Verständnis von Persönlichkeitsrechtsverletzung, das dieser Arbeit zu-
grunde liegt, ist ein verhältnismäßig weites. Geschuldet ist dies zunächst dem 
Bedürfnis des IPR, einen relativ offenen Begriff zu wählen, weil alle nationa-
len materiell-rechtlichen Varianten erfasst sein müssen.1 Dementsprechend 
beschränkt sich der Begriff mit Blick auf die geschützten Rechtssubjekte hier 
nicht auf natürliche Personen, sondern umfasst auch juristische Personen, 

 
1 Siehe dazu eingehend Schlussanträge Generalanwalt Bobek, 13.07.2017, C-194/16, 

ECLI:EU:C:2017:554, Bolagsupplysningen OÜ and Ingrid Ilsjan ./. Svensk Handel AB, 
Rn. 53 ff. 
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Unternehmen und sonstige Vereinigungen. Außerdem soll Ausgangspunkt 
dieser Arbeit der Lebenssachverhalt sein. Umfasst sind daher all jene Rechts-
bereiche, über die eine betroffene Person gegen unliebsame Äußerungen oder 
Veröffentlichungen in sozialen Medien vorgehen kann. Dazu gehören neben 
dem Deliktsrecht auch das Vertrags- und das Datenschutzrecht. 

Inhaltlich setzt sich der Persönlichkeitsschutz aus verschiedenen Einzelas-
pekten zusammen, die im Wesentlichen die Persönlichkeit eines Menschen 
ausmachen und prägen. Zentral ist hierbei das Recht auf Selbstbestimmung 
und Selbstdarstellung.2 Wenn Nutzer sozialer Medien durch eine Veröffentli-
chung die Persönlichkeitsrechte einer anderen Person verletzt, betrifft das 
vorrangig die persönliche Ehre und die Reputation,3 das Recht am eigenen 
Bild,4 den Namen5 oder das Recht auf informationelle Selbstbestimmung.6 
Zentral für diese Arbeit sind also Persönlichkeitsrechtsverletzungen als 
Kommunikationskonflikte. Keine besondere Betrachtung im Rahmen dieser 
Arbeit erfahren dagegen Persönlichkeitsrechtsverletzungen durch Kommuni-
kationsformen, die einer Kenntnisnahme durch Dritte nicht bedürfen, wie das 
Verschicken von persönlichen Nachrichten oder E-Mails. Stattdessen liegt 
der Schwerpunkt auf mehrseitigen Sachverhalten, bei denen die Besonderhei-
ten von sozialen Medien zum Tragen kommen, was erst durch die Kenntnis-
nahme durch Dritte gegeben ist.  

„Persönlichkeitsrechte“ kommen nicht als kollisionsrechtlicher Systembe-
griff im nationalen IPR vor, wohl aber im europäischen IPR im Ausnahme-
tatbestand des Art. 1 Abs. 2 lit. g Rom II-VO. Das dafür maßgebliche Ver-
ständnis7 ist jedoch ein Produkt der Regelungssystematik und des Gesamtzu-
sammenhangs und daher zu spezifisch, um dieser Arbeit zugrunde gelegt 
werden zu können. 

Funktional betrachtet kann eine von einer Persönlichkeitsrechtsverletzung 
betroffene Person häufig über das Datenschutzrecht dieselben Ziele erreichen 

 
2 Gersdorf, in: BeckOK InfoMedienR, 34. Ed., 01.05.2021, EMRK Art. 8, Rn. 18 ff. 
3 Z.B. EGMR, Urteil vom 19.03.2019 – 43624/14, Høiness ./. Norwegen, NJW 2020, 

2093, Rn. 64; Urteil vom 21.02.2017 – 20996/10, Rubio Dosamantes ./. Spanien, Rn. 26; 
Urteil vom 26.11.2015 – 3690/10, Annen ./. Deutschland, NJW 2016, 1867, Rn. 54; Urteil 
vom 09.04.2009 – 28070/06, A. ./. Norwegen, Rn. 64. Der Schutzbereich des Art. 8 EMRK 
ist jedoch nur dann eröffnet, wenn der Angriff auf den guten Ruf eine gewisse Schwere 
erreicht hat. 

4 Z.B. EGMR, Urteil vom 07.02.2012 – 40660/08 und 60641/08, von Hannover ./. 
Deutschland Nr. 2, NJW 2012, 1053, Rn. 95 ff.; Urteil vom 24.06.2004 – 59320/00, von 
Hannover ./. Deutschland, NJW 2004, 2647, Rn. 50 ff.  

5 Z.B. EGMR, Urteil vom 21.10.2008 – 37483/02, Güzel Erdagöz ./. Türkei, NJOZ 
2010, 509, Rn. 43; Urteil vom 22.02.1994 – 16213/90, Burghartz ./. Schweiz, Rn. 24. 

6 Z.B. EGMR, Urteil vom 30.01.2020 – 50001/12, Breyer ./. Deutschland, NJW 2021, 
999, Rn. 75; Urteil vom 27.06.2017 – 931/13, Satakunnan Markki napörssi Oy und Sata-
media Oy ./. Finland, Rn. 136 f. 

7 Siehe unten S. 123–135. 
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wie über den traditionellen deliktsrechtlichen Persönlichkeitsschutz.8 Im 
Datenschutzrecht kommen dabei insbesondere Ansprüche auf Schadensersatz 
(Art. 82 DSGVO) und auf Löschung (Art. 17 DSGVO) in Betracht. Faktisch 
ergänzen sich hier also Datenschutz und Persönlichkeitsschutz. Diese An-
sprüche können sich insbesondere gegen die Betreiber sozialer Medien, aber 
auch gegen andere Nutzer richten, sofern die angegriffenen Handlungen als 
Verarbeitung personenbezogener Daten in den sachlichen Anwendungsbe-
reich des Art. 2 DSGVO fallen.9 Eine Datenverarbeitung durch einen Nutzer 
liegt beispielsweise dann vor, wenn dieser ein Bild auf der Plattform veröf-
fentlicht, in welchem andere Personen abgebildet sind. Eine deutlich größere 
Bedeutung hat aber der Umgang der Betreiber sozialer Medien mit den per-
sonenbezogenen Daten ihrer Nutzer. Hinzu kommen Datenschutzrechtsver-
letzungen gegenüber Nichtnutzern, auf die Dienste wie Facebook mittelbar 
über die Angaben und Verhaltensweisen ihrer Nutzer oder sog. „Social Plug-
Ins“ zugreifen.10 Somit werden für die Zwecke dieser Arbeit auch Verletzun-
gen des Datenschutzrechts unter „Persönlichkeitsrechtsverletzungen“ gefasst, 
um ein umfassendes Bild bei entsprechenden Sachverhalten zu geben.  

II. „Soziale Medien“  

Im Folgenden soll näher bestimmt werden, was im Sinne dieser Arbeit unter 
dem Begriff „Soziale Medien“ zu verstehen ist und was die zwingenden Min-
destanforderungen daran sind (1.). Anschließend sollen darüber hinaus die 
typischen Charakteristiken dargestellt werden (2.). Dabei wird auch darauf 
eingegangen, wie und wodurch die Verbreitung von Inhalten in sozialen Me-
dien begünstigt wird (3.). 

1. Begriffsbestimmung 

Das Phänomen „soziale Medien“ zeichnet sich dadurch aus, dass der Nutzer 
kommunikativ in die aktive Rolle schlüpfen und selbst Inhalte kreieren und 
verbreiten kann. „Soziale Medien“ ist mithin ein Sammelbegriff für verschie-

 
8 So war z.B. bereits Gegenstand des Spickmich-Urteils des BGH die Frage, ob ein Be-

troffener einer Bewertungsplattform die Löschung der über seine Person gemachten Ein-
träge über das Datenschutzrecht erreichen kann, BGH, Urteil vom 23.06.2009 – VI ZR 
196/08, BGHZ 181, 328 = NJW 2009, 2888 – spickmich.de. Hess, in: FS Geimer, 2017, 
S. 255; Spindler, GRUR 2013, 996 (997). Unerheblich ist in diesem Zusammenhang die 
Frage, in welchem Verhältnis Persönlichkeitsschutz und Datenschutz und insbesondere in 
welchem Verhältnis Art. 7 und 8 GRCh zueinander stehen, siehe dazu González Fuster/ 
Hijmans, The EU rights to privacy and personal data protection: 20 years in 10 questions, 
14.05.2019, abrufbar unter <https://cris.vub.be/ws/portalfiles/portal/45839230/20190513. 
Working_Paper_Gonza_lez_Fuster_Hijmans_3_.pdf>; Kokott/Sobotta, IDPL 2013, 222. 

9 Siehe unten S. 308–317. 
10 Dazu Karg/Fahl, K&R 2011, 453 (454). 
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dene Internetangebote, die gemein haben, dass Nutzer ihre eigenen Inhalte 
veröffentlichen und einer mehr oder weniger großen Gruppe an Adressaten 
zugänglich machen.11 In Abgrenzung zu anderen Internetangeboten zeichnen 
sich soziale Medien dadurch aus, dass nicht nur der Seitenbetreiber über die 
verfügbaren Inhalte bestimmt, sondern diese Möglichkeit auch seinen Nut-
zern einräumt.  

Man könnte zwar die verschiedenen Formen der sozialen Medien nun wei-
ter untergliedern. So nennen beispielsweise Hohlfeld/Godulla/Planer die 
Unterkategorien Plattformen, Blogs, Microblogging-Dienste, Wikis und In-
stant Messaging.12 Eine solche Differenzierung vermag zwar die Vielfalt an 
Erscheinungsformen der sozialen Medien darzustellen, sieht sich jedoch mit 
zwei Problemen konfrontiert: Zum einen unterliegen die Kommunikationsan-
gebote einem steten Wandel und der fortwährenden Weiterentwicklung. Ins-
besondere sind die Anbieter gezwungen, ihren Nutzern regelmäßig Neuerun-
gen zu präsentieren, um das Interesse an dem Angebot aufrechtzuerhalten. 
Folglich kann jede Klassifizierung bestehender Internetnutzung nur eine 
Momentaufnahme sein. Zum anderen können solche Abgrenzungen schnell 
künstlich oder beliebig werden angesichts dessen, dass die entsprechenden 
Angebote in der Regel multiple Zwecke verfolgen und sich überschneiden. 
Daher wird im Rahmen dieser Arbeit auf eine Untergliederung verzichtet und 
stattdessen die eben beschriebene funktionale Betrachtung angelegt. Maßgeb-
lich ist somit allein, ob neben dem Seitenbetreiber auch Nutzer eigene Inhalte 
veröffentlichen können (sog. user-generated content). 

Die Bandbreite sozialer Medien ist groß. So dienen manche Plattformen 
der beruflichen Vernetzung (z.B. LinkedIn, Xing), andere der Verbreitung von 
Kurznachrichten (Twitter) und wieder andere konzentrieren sich vorrangig 
auf die Verbreitung von Fotos und Videos (Instagram). Facebook dient der 
allgemeinen Vernetzung auf allen sozialen Ebenen und verbindet verschiede-
ne Kommunikationsmöglichkeiten miteinander. Auch Messaging-Dienste wie 
WhatsApp oder Telegram, die vorrangig der Individualkommunikation die-
nen, sind zu den sozialen Medien zu zählen, sobald ein größerer Empfänger-
kreis adressiert wird. Auf Videoportalen wie TikTok oder YouTube können 
von Nutzer erstellte Videos veröffentlicht und von anderen rezipiert und 
kommentiert werden. Selbst bei Onlineanbietern, die hauptsächlich die Veröf-
fentlichung von eigenen, gerade nicht von Nutzern erstellten Inhalte zum Ziel 
haben, wie Zeitungen oder Mediatheken, ist üblicherweise eine Kommentie-

 
11 Diesen Ansatz verfolgt auch § 1 Abs. 1 S. 1 NetzDG, der für ein „soziales Netzwerk“ 

voraussetzt, dass „Nutzer beliebige Inhalte mit anderen Nutzern teilen oder der Öffentlich-
keit zugänglich machen“. Das Gesetz nimmt dann jedoch einige Plattformen vom Anwen-
dungsbereich aus, z.B. bei fehlender Gewinnerzielungsabsicht; dies ist jedoch auf den 
Gesetzeszweck zurückzuführen und hat für die hiesigen Zwecke keine Bedeutung.  

12 Hohlfeld/Godulla/Planer, in: Hornung/Müller-Terpitz, 2021, Kap. 2, Rn. 21 ff. 
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rungsfunktion vorgesehen und eröffnet damit nicht nur Schaltflächen für 
user-generated content, sondern bietet auch Gelegenheit zur netzwerktypi-
schen Nutzerkommunikation. Schließlich sind noch all jene Plattformen zu 
nennen, die vorrangig der Vertragsvermittlung dienen und die zudem die 
Möglichkeit zur „Bewertung“ des Vertragspartners vorsehen (z.B. Ebay, 
Airbnb).  

2. Typische Eigenschaften von sozialen Medien 

Typisch für die sozialen Medien ist die Schaffung einer virtuellen Identität in 
Form eines Nutzungsprofils. Dieses kann von der schlichten Angabe eines 
Namens über die Wiedergabe eines mehr oder weniger ausführlichen Lebens-
laufs bis hin zu einer ausführlichen Selbstdarstellung einschließlich Fotos und 
einer Offenlegung der eigenen Persönlichkeit in all ihren Facetten reichen.  

Kennzeichnend für viele Erscheinungsformen sozialer Medien ist außer-
dem, dass man sich ein Kontaktnetzwerk aufbauen kann, indem man sich 
gegenseitig der jeweiligen Freundesliste hinzufügt oder einseitig die Neuig-
keiten eines anderen Nutzers abonniert. Die Kommunikation zwischen den 
Nutzern kann auf verschiedenen Wegen stattfinden. Neben privaten Nach-
richten kommen dem Kommentieren und dem Teilen wesentliche Bedeutung 
zu. So ist es im Regelfall möglich, einen veröffentlichten Inhalt eines anderen 
Nutzers unmittelbar zu kommentieren und so einen anlassbezogenen Dialog 
entstehen zu lassen. Durch das Teilen wiederum verbreitet ein Nutzer Inhalte 
eines anderen weiter, gegebenenfalls mit eigenen Anmerkungen. Auf diesem 
Wege wird der betreffende Inhalt dem individuellen Netzwerk des teilenden 
Nutzers zur Kenntnisnahme verfügbar gemacht und dessen Reichweite er-
höht. Häufig ist es zudem möglich, zu jeglicher Art von Nutzerveröffentli-
chung nonverbal zu reagieren, beispielsweise mit einem zustimmenden 
„Daumen hoch“-Symbol.  

3. Kontrollierbarkeit der Verbreitung  

Die Plattformbetreiber schaffen die Infrastruktur, damit Nutzer ihre Inhalte 
veröffentlichen und verbreiten können, und setzen hierfür durch die verschie-
denen Kommunikationsmöglichkeiten auch die entsprechenden Anreize. 
Darüber hinaus begünstigen sie die Verbreitung von Inhalten aber auch, bei-
spielsweise, indem sie Sprachgrenzen verringern. Facebook bietet an, Inhalte, 
die im Original in einer anderen Sprache sind, übersetzen zu lassen; teilweise 
passiert dies bereits automatisch.13 YouTube wiederum erstellt mit Hilfe von 
Spracherkennungssoftware automatische Untertitel für mehrere Sprachen und 
baut sein Angebot beständig aus.14 Über die entsprechend programmierten 

 
13 <https://de-de.Facebook.com/help/www/541469169337994?helpref=uf_permalink>. 
14 <https://support.google.com/youtube/answer/6373554?hl=de#zippy=>. 
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Algorithmen entscheiden die Betreiber, welche Inhalte prominent platziert 
werden und so schneller und von einem größeren Kreis zur Kenntnis genom-
men werden.15 Über diese Maßnahmen kann die Verbreitung eines Inhalts 
gefördert werden.  

Andererseits haben die Plattformbetreiber die Möglichkeit, die Abrufbar-
keit der Nutzerinhalte durch technische Vorrichtungen zu steuern. So kann 
die Abrufbarkeit von Inhalten beschränkt oder ausgeschlossen sein, wenn die 
interessierte Person sich nicht selbst auf der jeweiligen Plattform registriert 
(z.B. Pinterest). Außerdem können die Betreiber die räumliche Abrufbarkeit 
sowohl der gesamten Plattform als auch einzelner Inhalte steuern Im Regel-
fall geschieht dies mittels sog. Geoblocking.16 Dabei wird der Nutzer anhand 
seiner IP-Adresse geortet und ihm der Zugriff auf einen Inhalt verweigert, 
wenn er im entsprechenden Staat nicht abrufbar sein soll.17 Die Schwäche des 
Geoblockings ist, dass man es verhältnismäßig einfach umgehen kann, indem 
man seinen tatsächlichen geografischen Aufenthaltsort über einen VPN-
Client oder einen Proxy-Server virtuell verlegt bzw. verschleiert.  

Auch die Nutzer der sozialen Medien können die Einsehbarkeit der von 
ihnen veröffentlichten Inhalte steuern. Allerdings geht dies nur, wenn und 
soweit der Plattformbetreiber einen dahingehenden Spielraum einräumt.  
Facebook sieht beispielsweise sehr ausdifferenzierte Möglichkeiten vor. So 
kann man zunächst generell einstellen, dass die eigenen Inhalte für alle, nur 
für die eigenen „Freunde“ oder ergänzend noch für alle „Freunde von Freun-
den“ sichtbar sein sollen. Zusätzlich kann bei jedem einzelnen Inhalt abwei-
chend von den Grundeinstellungen die Abrufbarkeit geändert werden und auf 
konkret ausgewählte Personen beschränkt werden. Solche Einstellungsmög-
lichkeiten finden sich typischerweise bei eben jenen Plattformen, die viel 
Raum für die Darstellung der eigenen Person und der persönlichen Vernet-
zung mit anderen bieten. Hingegen wird man solche Einstellungen nicht bei 
Bewertungsplattformen finden können. Soweit ersichtlich, bietet es bislang 
keine Plattform an, die Abrufbarkeit auf bestimmte Regionen einzuschränken.  

 
15 Facebook, So funktioniert der News Feed, <https://de-de.facebook.com/help/ 

1155510281178725>; Twitter, About your Twitter Timeline, <https://help.twitter.com/en/ 
using-twitter/twitter-timeline>. 

16 Für weitergehende Informationen zu verschiedenen Geolokalisierungen, deren tech-
nische Funktionsweise sowie den Chancen und Risiken siehe Svantesson, Private Internati-
onal Law and the Internet, 3. Aufl. 2016, S. 515 ff. 

17 Siehe die eingehende technische Beschreibung bei LG Hamburg, Urteil vom 
30.04.2018 – 324 O 51/18, BeckRS 2018, 24806, Rn. 8 ff. 
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III. Beteiligtenverhältnisse  

Persönlichkeitsrechtsverletzungen auf sozialen Medien führen zwangsläufig 
zu einer Konstellation, die sich aus drei Beteiligten zusammensetzt.18 Die 
jeweiligen Verhältnisse zwischen diesen Beteiligten können im konkreten 
Einzelfall unterschiedlich ausgeprägt sein, was sich auf die rechtliche Beur-
teilung auf Ebene des Sachrechts, aber auch auf die kollisionsrechtliche Ebe-
ne auswirken kann. Nachfolgend werden die jeweiligen Verhältnisse zwi-
schen dem Urheber der gegebenenfalls verletzenden Veröffentlichung, dem 
Plattformbetreiber und dem Opfer geschildert.  

1. Urheber und Plattformbetreiber 

Das Verhältnis zwischen einem mutmaßlich schädigenden Nutzer und dem 
Betreiber des Plattformangebots entsteht im Regelfall durch die Registrie-
rung, also die Eröffnung eines Nutzerkontos. Dieses vertragliche Verhältnis 
wird typischerweise durch AGB ausgestaltet, welche üblicherweise eine Ge-
richtsstandsvereinbarung und eine Rechtswahlklausel beinhalten.19 Kollisi-
onsrechtlich stellt sich hier die Frage, welches Vertragsrecht das Verhältnis 
bestimmt und ob entsprechende Klauseln generell und speziell im Falle eines 
Verbrauchervertrags wirksam sind.  

Außerdem sehen soziale Medien regelmäßig Bestimmungen dazu vor, 
welche Inhalte erlaubt und welche unerwünscht sind. Für die Betreiber der 
Plattformen ist die Geltung dieser Bestimmungen von großem Interesse, weil 
damit ein Regelwerk unabhängig von den Landesgrenzen geschaffen wird 
und damit dem Ziel entspricht, grenzenlose Kommunikationsräume zu schaf-
fen. Basierend auf diesen Verhaltensvorgaben sollen Nutzerinhalte geprüft 
und gegebenenfalls gelöscht werden; teilweise kann bei einem Verstoß auch 
eine (zeitweise) Kontensperrung im Raum stehen. Facebook hat für beson-
ders komplexe Fälle nun ein Oversight Board eingerichtet, welches die Ver-
haltensregeln interpretiert und deren Anwendung im konkreten Einzelfall 
überprüft. Das Ziel ist dabei freilich nicht, die Einhaltung nationalen Rechts 
zu prüfen, sondern ein eigenständiges weltumspannendes Regelwerk für das 
globale Netzwerk zu schaffen und zu verfestigen.20 In jüngerer Zeit gab es in 
Deutschland gehäuft Klagen von Nutzern, die eine Wiederherstellung ge-
löschter Veröffentlichungen und eine Entsperrung ihrer Konten begehrten.21 

 
18 Zu Mehrpersonenverhältnissen in der Plattformökonomie aus Sicht des materiellen 

Rechts siehe Adam/Micklitz, in: Micklitz/Reisch/Joost/Zander-Hayat, 2017, 45 ff. 
19 Ausführlicher zum Plattformvertrag siehe unten S. 40–49. 
20 Siehe dazu Spindler, GRUR 2020, 329 (332). 
21 BVerfG, Beschluss vom 22.05.2019 – 1 BvQ 42/19, NJW 2019, 1935 – Der III. Weg; 

BGH, Urteil vom 29.07.2021 – III ZR 179/20, GRUR-RS 2021, 23970; KG, Beschluss 
vom 22.03.2019 – 10 W 172/18, NJW-RR 2019, 1260; OLG Dresden, Hinweisbeschluss 
vom 07.04.2020 – 4 U 2805/19, MMR 2020, 626; Beschluss vom 08.08.2018 – 4 W  
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2. Urheber und Betroffener 

Zwischen dem Urheber eines verletzenden Inhalts und dem Opfer besteht in 
der Regel ein Verhältnis außervertraglicher Natur. Allerdings können auch 
vertragliche Ansprüche in Betracht kommen, wenn die angegriffene Äuße-
rung im Zusammenhang mit einem Vertragsschluss über eine Plattform er-
folgte. Zu nennen sind hier insbesondere Negativbewertungen auf Verkaufs-
plattformen wie Ebay, die sich auf einen bereits abgeschlossenen Kaufvertrag 
beziehen.  

Wenn beide Parteien Nutzer einer Kommunikationsplattform sind, besteht 
kein vertragliches Verhältnis. Allerdings sind in diesem Fall beide vertraglich 
mit dem Plattformbetreiber verbunden. Dies kann eine abweichende kollisi-
onsrechtliche Bewertung rechtfertigen. Sofern sich beide Nutzer denselben 
AGB und Verhaltensbestimmungen unterwerfen, kann sich dies an verschie-
denen Stellen auswirken. Zum einen kann sich dies – abhängig vom anwend-
baren Sachrecht – auf die Beurteilung der Rechtmäßigkeit der Veröffentli-
chung auswirken, zum anderen kann man erwägen, ob eine einheitliche 
Rechtswahl im jeweiligen Nutzer-Betreiber-Verhältnis auch auf das Verhält-
nis zwischen den Nutzern durchschlägt.22 Dem liegt die Überlegung zugrun-
de, dass sich beide Parteien auf ein Netzwerk der virtuellen Kommunikation 
eingelassen haben und damit auch das Risiko einer staatenübergreifenden 
Kommunikation freiwillig eingegangen sind. Wer sich bewusst in einen vir-
tuellen Raum begibt, ist eventuell weniger schützenswert in seiner Erwartung, 
dass seine heimischen Schutzstandards zur Anwendung kommen.  

Bei einer genaueren Betrachtung kann diese Überlegung jedoch nur in 
Ausnahmefällen greifen. Im Regelfall sind das virtuelle Netzwerk und das im 
Alltag tatsächlich Erlebte nicht voneinander getrennt, sondern eng miteinan-
der verwoben. Soziale Medien und das Internet generell sind kein abgetrenn-
ter, virtueller Raum, sondern häufig lediglich ein Kommunikationskanal. Die 
meisten sozialen Medien dienen dazu, bereits bestehende Kontakte zu pflegen 
und auszubauen. Auf vielen Plattform sind die Nutzer als diejenigen identifi-
zierbar, die sie in ihrem Alltag auch sind – nicht zuletzt aufgrund der Ver-
wendung von Klarnamen. Wenn ein anderer Nutzer nun einen persönlich-

 
577/18, NJW 2018, 3111; OLG Karlsruhe, Beschluss vom 28.02.2019 – 6 W 81/18, NJW-
RR 2019, 1006; Beschluss vom 25.06.2018 – 15 W 86/18, NJW 2018, 3110; OLG Mün-
chen, Beschluss vom 17.09.2018 – 18 W 1383/18, NJW 2018, 3119; Beschluss vom 
24.08.2018 – 18 W 1294/18, NJW 2018, 3115; OLG Oldenburg, Urteil vom 01.07.2019 – 
13 W 16/19, MMR 2020, 41; OLG Stuttgart, Beschluss vom 06.09.2018 – 4 W 63/18, 
NJW-RR 2019, 35; LG Frankenthal, Beschluss vom 08.03.2019 – 6 O 56/19, BeckRS 
2019, 17928; LG Frankfurt a.M., Beschluss vom 10.09.2018 – 2-03 O 310/18, MMR 2018, 
770; Beschluss vom 14.05.2018 – 2-03 O 182/18, MMR 2018, 545; LG Stuttgart, Urteil 
vom 29.08.2019 – 11 O 291/18, MMR 2020, 423. 

22 Siehe unten S. 95–98. 
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keitsrechtsverletzenden Inhalt in sozialen Medien veröffentlicht, dann be-
kommt das die betroffene Person nicht nur in ihrem virtuellen Bekanntenkreis 
zu spüren, sondern auch ganz unmittelbar in ihrem außerhalb der Plattform 
liegende Umfeld. Es handelt sich mithin nicht um getrennte Welten, sondern 
um eng verwobene.  

Es ist also im Einzelfall genau hinzuschauen, ob die Nutzereigenschaft 
beider Parteien eine besondere rechtliche Behandlung tatsächlich rechtfertigt. 
Im Regelfall wird dem aber nicht so sein. Maßgeblich zu unterscheiden ist, 
ob der Veröffentlichende die Plattform lediglich als Kommunikationskanal 
nutzt oder ob die Nutzer gerade in dieser Eigenschaft miteinander in Konflikt 
geraten. Wenn beispielsweise eine Nutzerin sozialer Medien Opfer von Mob-
bing durch ihre Klassenkameraden ist und dieses Mobbing auch auf Face-
book fortgesetzt wird, dann liegen die Ursachen dafür außerhalb der Platt-
form.23 Das Netzwerk dient lediglich als Verbreitungsmechanismus. Allein 
die Tatsache, dass diese Betroffene ebenfalls einen Plattformvertrag hat und 
dies das konkrete Ausmaß der Verletzung beeinflussen kann, rechtfertigt es 
nicht, hier eine andere kollisionsrechtliche Beurteilung anzulegen, wie wenn 
ein schädigender Inhalt lediglich an ein „schwarzes Brett“ gehängt wurde. 
Damit zu vergleichen sind auch alle Fälle, in denen Nutzer über soziale Me-
dien Politiker oder Künstler angreifen. Die betroffene Person hat sich nicht 
durch den Abschluss eines Plattformvertrags der Gefahr einer Persönlich-
keitsrechtsverletzung ausgesetzt, sondern durch ihre Tätigkeit und Rolle au-
ßerhalb des Netzwerks.  

Es sind freilich Fälle denkbar, in denen sich die Verletzung gerade aus 
dem Kommunikationskontext der Plattform ergibt und sich die schädigende 
Wirkung innerhalb der Plattform entfaltet.24 Diese werden im Folgenden 
Plattformfälle genannt. Dem ist beispielsweise so, wenn sich jemand in ei-
nem Expertenforum unter Pseudonym einen besonderen Ruf als Fachmann 
erarbeitet hat und in dieser virtuellen Persönlichkeit attackiert wird. Hier 
erscheint jede territoriale Verortung des Rechtsstreits, die auf Faktoren au-
ßerhalb der Plattform wie dem gewöhnlichen Aufenthalt eines von beiden 
basiert, letztlich willkürlich, sodass es gerechtfertigt erscheint, in diesen Fäl-
len für das Kollisionsrecht nach einem Anknüpfungsmoment zu suchen, das 
Neutralität schafft und dem virtuellen Charakter der Verletzung gerecht wird. 
Jedoch sei an dieser Stelle angemerkt, dass es sich bei diesen Rechtsstreitig-
keiten, soweit ersichtlich, um lediglich theoretische Konstellationen handelt, 

 
23 Zum Problem des Cybermobbings, der Verlagerung von Alltagsbegegnungen in den 

digitalen Raum und dessen Zunahme insbesondere aufgrund der Schulschließungen wäh-
rend der pandemischen Lage im Jahr 2020 siehe die Studie des Bündnisses gegen Cyber-
mobbing und der Techniker Krankenkasse, Cyberlife III – Cybermobbing bei Schülerinnen 
und Schülern, November 2020, abrufbar unter <https://www.tk.de/presse/themen/  
praevention/medienkompetenz/studie-cybermobbing-2095156?tkcm=ab>. 

24 Zu diesen Fällen siehe eingehend Mills, J. of Media Law 7 (2015), 1 (29 ff.). 
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die nicht vor staatlichen Gerichten landen. Denn spätestens durch Klageerhe-
bung würde die tatsächliche Identität der Person bekannt werden und hieran 
besteht im Regelfall gerade kein Interesse.  

Wenn zwei Nutzer in sozialen Medien in einen Konflikt miteinander gera-
ten, ohne dass vorher eine Verbindung zwischen ihnen bestand, müssen die 
Umstände des Einzelfalls genauer betrachtet werden. Sofern die betroffene 
Person identifizierbar ist – insbesondere bei Verwendung des Klarnamens –, 
dann hat die Verletzung im Regelfall Auswirkungen über die virtuelle Welt 
hinaus und dann ist es nicht gerechtfertigt, dies als einen rein virtuellen 
Streitfall zu behandeln.  

3. Opfer und Plattformbetreiber 

Betroffene einer Persönlichkeitsrechtsverletzung können sowohl natürliche 
als auch juristische Personen sein. Gegenüber dem Betreiber der Plattform 
haben die Betroffenen im Wesentlichen zwei Interessen: Zum einen bietet es 
sich für die Betroffenen an, von dem Betreiber selbst ein Vorgehen gegen die 
angegriffene Veröffentlichung zu verlangen. Vorteilhaft daran ist, dass der 
Betreiber technisch weitergehende Möglichkeiten als der Urheber hat, gegen 
die Veröffentlichung vorzugehen und gegebenenfalls eine weitere Verbrei-
tung zu unterbinden. Zum anderen ist für die Betroffenen von Interesse, von 
dem Betreiber Auskunft über die Identität des Urhebers zu verlangen. In der 
Praxis führen die umfangreicheren Reaktionsmöglichkeiten des Betreibers 
und die tatsächlichen Schwierigkeiten der Habhaftwerdung des Urhebers 
dazu, dass Betroffene im Regelfall gegen den Betreiber und nicht gegen den 
Urheber vorgehen.25  

Ansprüche der Betroffenen gegen den Plattformbetreiber können sich aus 
Delikts- und Datenschutzrecht ergeben. Zwar kann auch die betroffene Per-
son in einem vertraglichen Verhältnis zum Plattformbetreiber stehen, wenn 
sie ebenfalls Nutzerin ist. Dies kann sich aber lediglich in den eben beschrie-
benen, praktisch irrelevanten Plattformfällen auf die Frage des anwendbaren 
Rechts auswirken.  

B. Leitlinien bei der Entwicklung einer Kollisionsnorm für  

Persönlichkeitsrechtsverletzungen  
B. Leitlinien bei der Entwicklung einer Kollisionsnorm  

Das IPR ist geleitet von dem Ziel, aus der Mehrzahl an Verbindungen eines 
grenzüberschreitenden Sachverhalts zu verschiedenen Rechtsordnungen jene 
zu identifizieren, zu der die engste Verbindung besteht.26 Internationalprivat-

 
25 Dazu eingehend Spindler, GRUR 2020, 329 (336 f.). 
26 v. Hein, in: MüKoBGB, 8. Aufl. 2020, Einl. IPR, Rn. 29; zum EU-IPR ebd., Rn. 32. 
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rechtliche Gerechtigkeit ist hergestellt, wenn nicht das sachlich beste Recht, 
sondern das räumlich beste Recht zur Anwendung kommt.27 Dieses Grund-
prinzip liegt sowohl dem deutschen als auch dem europäischen Kollisions-
recht zugrunde. Dies kommt insbesondere in den Ausweichklauseln zuguns-
ten der offensichtlich engsten Verbindung im Einzelfall deutlich zum Aus-
druck (z.B. Art. 4 Abs. 3 Rom II-VO, Art. 41 EGBGB).28 Gleichwohl darf 
dieses Grundprinzip nicht darüber hinwegtäuschen, dass es in vielen Konstel-
lationen gerade unklar ist, welche Verbindung tatsächlich die engste ist.29 
Daher ist sie durch umfassende Interessenabwägung zu konkretisieren.30 Wo 
das anwendbare Recht zwar die engste Verbindung zum Sachverhalt auf-
weist, aber in sachlicher Hinsicht nicht tragbar ist, garantiert der ordre 
public-Vorbehalt die Verfassungskonformität des Ergebnisses.31 

Daneben bezweckt das Kollisionsrecht, Rechtssicherheit durch Vorherseh-
barkeit des anwendbaren Rechts zu verschaffen.32 Das Ziel der Vorherseh-
barkeit darf aber nicht so weit gehen, dass zugunsten einer klaren mechani-
schen Regel in vielen Fälle offensichtlich unbillige Ergebnisse entstehen.33 

Das materiell-rechtliche Verständnis von Gerechtigkeit kann im Kollisi-
onsrecht nicht unbeachtet bleiben; vielmehr wirken sich grundlegende mate-
rielle Wertentscheidungen auch auf das IPR aus.34 Das Bundesverfassungsge-
richt hat in seiner Spanier-Entscheidung betont, dass bereits die abstrakten 
Kollisionsnormen mit der Verfassung im Allgemeinen und den Grundrechten 
im Besonderen vereinbar sein müssen.35  

Bei der Entwicklung einer deliktsrechtlichen Kollisionsnorm für Persön-
lichkeitsrechtsverletzungen ist dies von großer Bedeutung, da bei allen Betei-
ligten grundrechtlich geschützte Positionen betroffen sind. Diese sind zu 
berücksichtigen und möglichst schonend in Ausgleich zu bringen. Eine ge-
rechte Kollisionsnorm bedenkt die Folgen, die sie auf die freie Meinungsäu-
ßerung haben kann. Eine Beeinträchtigung des Grundrechts kann insbesonde-

 
27 v. Hoffmann/Thorn, Internationales Privatrecht, 9. Aufl. 2007, § 2 Rn. 52; Kegel/ 

Schurig, Internationales Privatrecht, 9. Aufl. 2004, S. 131 ff.; Kropholler, Internationales 
Privatrecht, 6. Aufl. 2006, § 4 II. 

28 v. Hein, in: MüKoBGB, 8. Aufl. 2020, Einl. IPR, Rn. 31. 
29 Kropholler, Internationales Privatrecht, 6. Aufl. 2006, § 4 II. 
30 v. Hein, in: MüKoBGB, 8. Aufl. 2020, Einl. IPR, Rn. 30. 
31 Kegel/Schurig, Internationales Privatrecht, 9. Aufl. 2004, S. 145 ff.; Kropholler, In-

ternationales Privatrecht, 6. Aufl. 2006, § 4 III. 
32 Kegel/Schurig, Internationales Privatrecht, 9. Aufl. 2004, S. 139, 143; Kropholler, In-

ternationales Privatrecht, 6. Aufl. 2006, § 4 IV.  
33 Kropholler, Internationales Privatrecht, 6. Aufl. 2006, § 4 IV. 
34 v. Hein, in: MüKoBGB, 8. Aufl. 2020, Einl. IPR, Rn. 34; Kegel/Schurig, Internatio-

nales Privatrecht, 9. Aufl. 2004, S. 145; Kropholler, Internationales Privatrecht, 6. Aufl. 
2006, § 4 II 3, III. 

35 BVerfG, Beschluss vom 04.05.1971 – 1 BvR 636/68, BVerfGE 31, 58 = NJW 1971, 
1509 (1510 f.). 
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re dadurch entstehen, dass das anwendbare Recht nicht hinreichend vorher-
sehbar ist oder dass die Veröffentlichung einer Vielzahl von Rechtsordnun-
gen unterliegt, aber auch bereits dadurch, dass die eigene Veröffentlichung an 
einem fremden Recht gemessen wird.36 Umgekehrt darf aber auch der Schutz 
des Persönlichkeitsrechts nicht dadurch leerlaufen, dass die Betroffenen erst 
eine Vielzahl fremder Rechtsordnungen ermitteln müssen oder keine hinrei-
chende Klarheit über die Frage des anwendbaren Rechts haben, um effektiv 
und zeitnah gegen bestehende oder drohende Verletzungen vorgehen zu kön-
nen. Zusätzlich sind die wirtschaftlichen Interessen der Betreiber sozialer 
Medien zu bedenken, die angesichts der Vielzahl an zu betreuenden Fällen 
ein Interesse an Rechtsklarheit und an einer möglichst geringen Diversität der 
in der Summe anwendbaren Rechtsordnungen haben. Die materiell-
rechtlichen Interessen sowohl des deutschen als auch des europäischen 
Rechts verlangen daher nach dem geteilten Interesse aller Beteiligten, dass 
das anwendbare Recht vorhersehbar ist und dahingehend Rechtssicherheit 
besteht.37 Darüber hinaus sind die Interessen aber typischerweise gegenläufig 
und müssen daher gegeneinander abgewogen und in einen gerechten Aus-
gleich gebracht werden.38 

Das Ziel der zu ermittelnden deliktischen Kollisionsnorm für Persönlich-
keitsrechtsverletzungen ist daher, Rechtssicherheit und Vorhersehbarkeit zu 
schaffen, aber auch den gerechten Interessenausgleich im Einzelfall zu er-
möglichen. Das europäische IPR adressiert diesen Konflikt, indem zunächst 
eine typisierte Grundanknüpfung vorgesehen ist, von der bei atypischen Fäl-
len zugunsten einer offensichtlich engeren Verbindung im Rahmen der Aus-
weichklauseln abgewichen werden kann.39 Die Grundregel darf nicht automa-
tisch zu einer Interessenabwägung im Einzelfall führen, sondern stellt immer 

 
36 Das Kollisionsrecht kann einen sog. chilling effect auf die Meinungsfreiheit haben, so 

Heiderhoff, EuZW 2007, 428 (430); Kenny/Heffernan, in: Stone/Farah, 2015, S. 315 (337, 
340); Kuipers, GLJ 12 (2011), 1681 (1683); Meier, JPIL 12 (2016), 492 (502); Vogel, Das 
Medienpersönlichkeitsrecht im Internationalen Privatrecht, 2014, S. 305. Selbiges gilt für 
das IZVR, so Schlussanträge GA Cruz Villalón, 29.03.2011, C-509/09 u.a., ECLI:EU:C: 
2011:192, eDate Advertisting GmbH ./. X u.a., Rn. 46; Carrascosa González, RdC 378 
(2015), 263 (289 f.); Feldmann, jurisPR-ITR 8/2010 Anm. 2; Garber, ÖJZ 2012, 108 
(112); Kubis, Internationale Zuständigkeit bei Persönlichkeits- und Immaterialgüterverlet-
zungen, 1999, S. 162 f.; Kuipers, CML Rev. 49 (2012), 1211 (1214); Meier, JPIL 12 
(2016), 492 (502 f.); I. Roth, Die internationale Zuständigkeit deutscher Gerichte bei Per-
sönlichkeitsrechtsverletzungen im Internet, 2007, S. 250 f.; M. Weller, in: FS Kaissis, 
2012, S. 1039 (1039).  

37 Fricke, Der Unterlassungsanspruch gegen Presseunternehmen zum Schutze des Per-
sönlichkeitsrechts im IPR, 2003, S. 239. 

38 Kropholler, Internationales Privatrecht, 6. Aufl. 2006, § 5 I. 
39 Siehe auch ErwGr. 14 S. 1 Rom II-VO und 16 Rom I-VO.  


